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Das regelt die EU 

Europäisches Arbeitsrecht 

Im Arbeitsrecht werden Rechte und Pflichten von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitgebern geregelt. Das Europäische Arbeitsrecht, in Titel X (Art. 151 bis 161) 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) als „Sozialpoli-

tik“ bezeichnet, besteht aus einer Vielzahl von Rechtsvorschriften, die auf EU-Ebene 

Mindestanforderungen definieren für: 

 Arbeitsbedingungen, z.B. Bestimmungen zur Gleichbehandlung am Ar-

beitsplatz, zum Arbeitsschutz, zu Arbeitszeiten, Teilzeitarbeit, befristeten 

Arbeitsverhältnissen und der Entsendung von Mitarbei-

tern/Mitarbeiterinnen, 

 Information und Beratung von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen, 

vor allem bei Massenentlassungen und Änderungen der Eigentumsver-

hältnisse in Unternehmen. 

Die Richtlinien der EU zu Arbeitsbedingungen und zur Einbeziehung der Arbeitneh-

mer/Arbeitnehmerinnen finden Sie bei der Europäischen Kommission unter 

http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=82&langId=de.  

 

In den EU-Mitgliedstaaten sind die nationalen Behörden und vor allem die Gerichte 

für die Umsetzung des Gemeinschaftsrechts in einzelstaatliches Recht verantwort-

lich. 

Zuständigkeit bei Arbeitsgerichtsprozessen 

Falls Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen einen Arbeitsgerichtsprozess gegen ihren 

Arbeitgeber führen, ist grundsätzlich das Arbeitsgericht des EU-Mitgliedstaates zu-

ständig, in dem der Arbeitgeber seinen (Wohn-)Sitz hat, eine Niederlassung unterhält 

oder der gewöhnliche Arbeitsort des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin ist.  

 

 

So ist die Situation in Österreich 

Arbeitsvertrag 

Der Arbeitsvertrag regelt die Rechte und Pflichten von Arbeitneh-

mern/Arbeitnehmerinnen und Arbeitgebern, soweit sie durch Gesetz oder Kollektiv-

vertrag nicht zwingend festgelegt sind. Die Hauptpflicht des Arbeitgebers besteht in 

der Bezahlung des Entgelts, die des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin besteht in 

der Arbeitsleistung. 

A 

§§ 

http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=82&langId=de
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Der Arbeitsvertrag kann nicht nur schriftlich, sondern auch mündlich oder sogar durch 

eine „schlüssige Handlung” zustande kommen. Letzteres zum Beispiel einfach 

dadurch, dass jemand Arbeitsleistungen für einen anderen erbringt und dieser die 

Leistungen annimmt. Gibt es jedoch keinen schriftlichen Arbeitsvertrag, dann muss 

der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin einen Dienstzettel aushändi-

gen. Ein Dienstzettel ist die schriftliche Aufzeichnung über die wesentlichen Rechte 

und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag. Da Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen keinen 

Anspruch auf Ausstellung eines schriftlichen Arbeitsvertrages haben, ist das Recht 

auf Ausstellung eines Dienstzettels besonders wichtig. Arbeitnehmerin-

nen/Arbeitnehmer haben einen zivilrechtlichen Anspruch auf Übermittlung einer 

schriftlichen Darstellung der monatlich zustehenden Bezüge (Lohnzettel). Min-

destinhalt eines Dienstzettels ist gesetzlich vorgeschrieben, diesen finden Sie un-

ter:https://www.arbeiterkammer.at/service/musterbriefe/arbeitsvertrag/Dienstzettel.ht

ml  

 

Weitere Informationen zum Arbeitsvertrag erhalten Sie unter:  

https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitsvertr

ag_Jaenner_2015.pdf  

Probezeit 

Am Beginn eines Arbeitsverhältnisses kann zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer/Arbeitnehmerin eine Probezeit vereinbart werden. Oft ist auch die Probezeit in 

dem zur Anwendung kommenden Kollektivvertrag festgelegt. In der Probezeit kann 

das Arbeitsverhältnis ohne besondere Gründe und ohne Einhaltung von Fristen und 

Terminen jederzeit gelöst werden. Gesetzlich ist die Probezeit bei Arbeitsverhältnis-

sen auf einen Monat beschränkt. Bei einer Lehre gelten allerdings die ersten drei 

Monate der Lehrzeit als Probezeit. 

Weitere Informationen zur Probezeit finden Sie unter:  

http://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/beendigung/Loesung_in_der_

Probezeit.html  

Arbeitszeit 

Die tägliche Normalarbeitszeit darf acht Stunden, die wöchentliche Normalarbeitszeit 

vierzig Stunden nicht überschreiten, sofern keine andere Verteilung der Normalar-

beitszeit vereinbart wurde. In vielen Branchen oder Betrieben sieht der Kollektivver-

trag aber eine geringere Wochenstundenanzahl vor (z.B. 38,5 Stunden). Alles, was 

über diese Grenze hinausgeht, wird bei Vollzeitbeschäftigung Mehrstunden (nach 

Überschreiten der kollektivvertraglich festgesetzten Arbeitszeitgrenzen) oder Über-

stunden (nach Überschreiten der gesetzlich festgelegten Arbeitszeitgrenzen) ge-

nannt. Allerdings kann die Tagesarbeitszeit auf zehn Stunden und die Wochenar-

beitszeit auf 50 Stunden verlängert werden. Zusätzlich erhöht sich die tägliche 

https://www.arbeiterkammer.at/service/musterbriefe/arbeitsvertrag/Dienstzettel.html
https://www.arbeiterkammer.at/service/musterbriefe/arbeitsvertrag/Dienstzettel.html
https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitsvertrag_Jaenner_2015.pdf
https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitsvertrag_Jaenner_2015.pdf
http://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/beendigung/Loesung_in_der_Probezeit.html
http://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/beendigung/Loesung_in_der_Probezeit.html


 

 

 

 

 

 

- 4 - 

Stand: 2016 

 

Wegweiser für  

Grenzgänger/Grenzgängerinnen  

aus Tschechien 

 

A2 Arbeitsrecht 

Höchstarbeitszeit durch aktive Reisezeiten auf zwölf Stunden, wenn während der 

Reise durch das Lenken eines Fahrzeugs eine Arbeitsleistung erbracht wird. 

 

Beträgt die Tagesarbeitszeit (= Arbeitszeit innerhalb eines ununterbrochenen Zeit-

raumes von 24 Stunden) mehr als sechs Stunden, so ist sie durch eine Pause von 

mindestens einer halben Stunde zu unterbrechen. Die genannten Pausen gelten 

nicht als Arbeitszeit und bedingen (sofern keine abweichenden Regelungen in Kollek-

tivverträgen etc. bestehen) keinen Entgeltanspruch.  

 

Zwischen zwei Tagesarbeitszeiten hat der Arbeitnehmer Anspruch auf eine ununter-

brochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden. Der Arbeitnehmer/die Arbeitnehme-

rin hat in jeder Kalenderwoche Anspruch auf eine ununterbrochene Wochenendruhe 

im Ausmaß von 36 Stunden. Die Wochenendruhe hat für alle Arbeitneh-

mer/Arbeitnehmerinnen spätestens Samstag um 13.00 Uhr zu beginnen. Für Arbeit-

nehmer/Arbeitnehmerinnen, die mit unbedingt notwendigen Abschluss-, Reinigungs-, 

Instandhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten beschäftigt sind, hat die Wochenen-

druhe spätestens Samstag um 15.00 Uhr zu beginnen. Ausnahmen gelten für 

Schichtbetriebe, bei abweichenden gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Regelun-

gen und bei Einarbeiten von „Fenstertagen“. Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen, die 

erlaubterweise während der Zeit der Wochenendruhe beschäftigt werden, haben statt 

dem Wochenende während der Woche Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit 

von 36 Stunden (Wochenruhe). Die Wochenruhe hat einen ganzen Kalendertag ein-

zuschließen. 

Weitere Informationen zur Arbeits- und Ruhezeit finden Sie unter:  

https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitszeit_

und_Ruhezeit_Jaenner_2015.pdf.  

Mindestlohn, Überstunden und Sonderzahlungen 

Es gibt in Österreich keinen gesetzlich garantierten Mindestlohn. Rechtsgültige Min-

destlöhne der einzelnen Branchen werden in den zwischen Gewerkschaften und Ar-

beitgebern ausgehandelten Kollektivverträgen geregelt. Die kollektivvertraglichen 

Mindestbestimmungen gelten für alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in der 

jeweiligen Branche.  

Für Überstunden gebührt nach dem Arbeitszeitgesetz ein Zuschlag von 50% oder 

eine Abgeltung durch Zeitausgleich – auch hier gebührt der Überstundenzuschlag. In 

vielen Kollektivverträgen sind für Nacht-, Feiertags- und Sonntagsarbeit 100%ige 

Zuschläge vorgesehen. Bezüglich der Definition sowie Bezahlung von Überstunden 

sehen die meisten Kollektivverträge jedoch eigene Bestimmungen vor. Daher ist es in 

diesem Zusammenhang notwendig, den entsprechenden Kollektivvertrag heranzu-

ziehen. Weitere Informationen zu Löhnen und Überstunden finden Sie unter:   

https://www.arbeiterkammer.at/beratung/steuerundeinkommen/lohnundgehalt/So_viel

_Lohn_steht_mir_zu.html  

https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitszeit_und_Ruhezeit_Jaenner_2015.pdf
https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitszeit_und_Ruhezeit_Jaenner_2015.pdf
https://www.arbeiterkammer.at/beratung/steuerundeinkommen/lohnundgehalt/So_viel_Lohn_steht_mir_zu.html
https://www.arbeiterkammer.at/beratung/steuerundeinkommen/lohnundgehalt/So_viel_Lohn_steht_mir_zu.html
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Unter Sonderzahlungen versteht man Zahlungen, die zusätzlich zum normalen Mo-

natsgehalt geleistet werden. Dazu zählen: Das Urlaubsgeld (auch Urlaubszuschuss, 

Urlaubsbeihilfe oder 14. Gehalt genannt), das Weihnachtsgeld (= Weihnachtsremu-

neration oder 13. Gehalt) und Jubiläumszulagen. Einen gesetzlichen Anspruch auf 

ein 13. und 14. Monatsgehalt gibt es in Österreich nicht. Der Anspruch, die Höhe 

und die Fälligkeit von Sonderzahlungen sind im jeweiligen Kollektivvertrag oder Ein-

zelarbeitsvertrag geregelt. Weitere Informationen zu den Sonderzahlungen finden 

Sie unter: 

https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitsvertraege/Weihnachts

-Urlaubsgeld.html. 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 

Als „arbeitsunfähig“ gilt ein Arbeitnehmer/eine Arbeitnehmerin dann, wenn er/sie aus 

gesundheitlichen Gründen außerstande ist, die vertraglich vereinbarte Arbeitsleistung 

zu verrichten. Die Dauer des Lohnfortzahlungszeitraumes durch den Dienstgeber 

hängt von der Dauer des Arbeitsverhältnisses ab. Zunächst hat jeder Arbeitneh-

mer/jede Arbeitnehmerin Anspruch auf Lohnfortzahlung in vollem Ausmaß für die 

Dauer von 6 Wochen. Dieser Grundanspruch erhöht sich nach 5 Dienst- bzw. Ar-

beitsjahren auf 8 Wochen nach 15 Dienst- bzw. Arbeitsjahren auf 10 Wochen nach 

25 Dienst- bzw. Arbeitsjahren auf 12 Wochen. Dauert die Dienstverhinderung über 

die oben angegebenen Zeiten hinaus, so erhält der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin 

noch für maximal weitere vier Wochen die Hälfte des Lohnes. Sobald die Lohnfort-

zahlung wegfällt oder weniger als 50% beträgt, zahlt die Krankenkasse Kranken-

geld. Besteht Anspruch auf halbes Entgelt, so wird 50% des Krankengeldes bezahlt. 

Auch die Dauer des Krankengeldanspruches ist begrenzt, und zwar grundsätzlich mit 

26 Wochen, bei Vorliegen bestimmter Vorversicherungszeiten (innerhalb der letzten 

12 Monate vor Eintritt des Versicherungsfalles mindestens 6 Monate bei der Kran-

kenversicherung gemeldet) mit 52 Wochen. Die Höhe des Krankengeldes ist abhän-

gig vom Zeitpunkt der Inanspruchnahme und der familiären Situation des Versicher-

ten. Das Krankengeld beträgt als gesetzliche Mindestleistung für den Zeitraum vom 

vierten Tag der Arbeitsunfähigkeit an 50% und ab dem 43. Tag der Arbeitsunfähigkeit 

60% der Bemessungsgrundlage. Weitere Informationen zur Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall erhalten Sie unter: 

https://www.sozialversicherung.at/portal27/portal/esvportal/content/contentWindow?a

ction=2&viewmode=content&contentid=10007.683948 

Urlaub, Krankmeldung, Pflegefreistellung und Familienhospizkarenz  

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben einen gesetzlichen Anspruch auf min-

destens 5 Wochen (= 30 Werktage inkl. Samstag) bezahlten Urlaub pro Arbeitsjahr. 

Nach Vollendung des 25. Dienstjahrs erhöht sich der Mindesturlaub auf 6 Wochen. 

Das Arbeitsjahr beginnt immer mit dem Eintrittsdatum.  

 

https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitsvertraege/Weihnachts-Urlaubsgeld.html
https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitsvertraege/Weihnachts-Urlaubsgeld.html
https://www.sozialversicherung.at/portal27/portal/esvportal/content/contentWindow?action=2&viewmode=content&contentid=10007.683948
https://www.sozialversicherung.at/portal27/portal/esvportal/content/contentWindow?action=2&viewmode=content&contentid=10007.683948
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Im Krankheitsfall muss der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin dem Arbeitgeber die 

Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer so schnell wie möglich mitteilen. 

Der Arbeitgeber kann eine Bestätigung von der Krankenkasse oder vom Arzt/von der 

Ärztin bereits vom ersten Tag an verlangen und nicht, wie vielfach angenommen, ab 

dem dritten Tag.  

 

Wenn nahe Angehörige erkranken oder die Betreuungsperson eines Kindes ausfällt, 

können Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen Pflegefreistellung in Anspruch nehmen. 

Wenn Sie wegen der Pflege eines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten 

nahen Angehörigen nicht arbeiten gehen können, haben Sie Anspruch auf bezahlte 

Pflegefreistellung (Krankenpflegefreistellung). Pflegefreistellung können Sie auch 

dann nehmen, wenn Sie wegen der notwendigen Betreuung Ihres gesunden Kindes 

an der Arbeitsleistung verhindert sind, weil die Person, die das Kind ständig betreut, 

aus schwerwiegenden Gründen ausgefallen ist (Betreuungsfreistellung). Außerdem 

haben Eltern (Wahl- und Pflegeeltern) für ihre Kinder Anspruch auf „Krankenpflege-

freistellung“ – und zwar unabhängig davon, ob sie in einem gemeinsamen Haushalt 

leben oder nicht. Sie können auch für nicht leibliche Kinder Betreuungsfreistellung in 

Anspruch nehmen, wenn mit dem leiblichen Elternteil und dem Kind ein gemeinsa-

mer Haushalt besteht. Sie haben Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts bis zum 

Ausmaß von 1 Woche pro Arbeitsjahr. Das Entgelt wird in dieser Zeit weiterbezahlt, 

obwohl Sie nicht arbeiten. Darüber hinaus gibt es eine zusätzliche Pflegefreistel-

lungswoche innerhalb eines Arbeitsjahres, wenn das Kind neuerlich pflegebedürftig 

krank wird und noch nicht 12 Jahre alt ist. Sollte der Anspruch auf Pflegefreistellung 

ausgeschöpft sein, so können Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen etwaige offene 

Urlaubsansprüche (ohne vorherige Vereinbarung mit dem Arbeitgeber) für die Pflege 

von Kindern unter 12 Jahren nutzen. Dies muss jedoch sofort dem Arbeitgeber mitge-

teilt werden.  

 

Die Familienhospizkarenz gibt Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen die Möglichkeit, 

sich für die Begleitung sterbender Angehöriger oder schwersterkrankter Kinder bei 

aufrechtem Arbeitsverhältnis vorübergehend karenzieren zu lassen, die Arbeitszeit zu 

verkürzen oder die Lage der Arbeitszeit zu ändern. Die Familienhospizkarenz kann in 

Form der Sterbebegleitung naher Angehöriger oder in Form der Begleitung von 

schwersterkrankten Kindern in Anspruch genommen werden. Familienhospizkarenz 

in Form der Sterbebegleitung naher Angehöriger kann bis zu einer Dauer von 3 Mo-

naten in Anspruch genommen werden. Eine einmalige Verlängerung auf bis zu 6 

Monate (insgesamt) pro Anlassfall ist möglich. Die Begleitung schwersterkrankter 

Kinder kann bis zu 5 Monate lang in Anspruch genommen werden und auf maximal 9 

Monate verlängert werden.  

 

Weitere Informationen finden Sie in der Broschüre der Arbeiterkammer zu Arbeits-

recht:https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeit

srecht_griffbereit_2015.pdf.  

https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitsrecht_griffbereit_2015.pdf
https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/ArbeitundRecht/Arbeitsrecht_griffbereit_2015.pdf
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Allgemeiner Kündigungsschutz, Fristen und Vorgehensweisen 

Die Kündigung ist in Österreich sowohl mündlich als auch schriftlich möglich, außer 

der Kollektivvertrag sieht eine schriftliche Kündigung vor. Für Angestellte und Arbei-

ter/Arbeiterinnen gelten unterschiedliche Gesetze und daher im Zusammenspiel mit 

den Kollektivverträgen auch unterschiedliche Kündigungsfristen.  

Die Kündigungsfrist bei Arbeitern/Arbeiterinnen richtet sich nach dem geltenden 

Kollektivvertrag. Ist kein Kollektivvertrag anzuwenden und besteht weder Betriebs-

vereinbarung noch Einzelvertrag, dann gilt eine Kündigungsfrist von 2 Wochen. 

Die Kündigungsfristen für Angestellte ergeben sich aus dem Angestelltengesetz. Je 

nach Betriebszugehörigkeit ergeben sich unterschiedliche Fristen:  

 

Dauer des Arbeitsverhält-

nisses 

Gesetzliche Kündigungs-

frist 

Beendigung des Arbeitsver-

hältnisse 

Kündigung durch den Arbeitgeber 

bis zum vollendeten 2. Jahr 6 Wochen 

jeweils zum Quartalsende, falls 

nicht anders vereinbart 

nach vollendetem 2. bis zum 

5. Jahr 
2 Monate 

nach vollendetem 5. Jahr bis 

zum 15. Jahr 
3 Monate 

nach vollendetem 15. Jahr 

bis zum 25. Jahr 
4 Monate 

nach vollendetem 25. Jahr 5 Monate 

Kündigung durch den Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin 

beliebige Dauer 1 Monat  zum Monatsende 

 

Die Kündigungsfrist beginnt zu laufen, sobald diese dem Arbeitgeber zugeht. Das 

heißt ab dem Zeitpunkt, wo die Kündigung beim Arbeitgeber ausgesprochen wird 

oder in seinen Händen schriftlich vorliegt. Eine Ausnahme stellt die Probezeit dar. 

Während einer Probezeit (max. 1 Monat) bzw. bei einer Lehre max. 3 Monate, kann 

das Arbeitsverhältnis jederzeit und ohne Angabe von Gründen gelöst werden. Eine 

Kündigung ist nicht erforderlich.  

Im österreichischen Recht gibt es den Begriff der sozial ungerechtfertigten Kündi-

gung. Eine solche liegt vor, wenn durch die Kündigung wesentliche wirtschaftliche 

und soziale Interessen des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin beeinträchtigt werden. 

In diesem Fall kann die Kündigung angefochten werden, vorausgesetzt, der gekün-

digte Arbeitnehmer/die gekündigte Arbeitnehmerin ist bereits 6 Monate im Betrieb, 

der Betrieb hat mindestens 5 Beschäftigte und der Betriebsrat hat der Kündigung 

nicht ausdrücklich zugestimmt. Außerdem kann auch gegen eine sogenannte Motiv-

kündigung rechtlich vorgegangen werden. Ein unzulässiges Motiv liegt zum Beispiel 

vor, wenn der Arbeitgeber einem Beschäftigten wegen Gewerkschaftstätigkeit, der 

Geltendmachung berechtigter Ansprüche oder der Kandidatur zum Betriebsrat kün-
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digt. Im Falle einer ungerechtfertigten Kündigung können Sie unter bestimmten Vo-

raussetzungen eine Kündigung anfechten. Wichtig ist, dass Sie sofort nach schrift-

lichem oder mündlichem Ausspruch der Kündigung Kontakt mit dem Betriebsrat, mit 

der Arbeiterkammer oder mit Ihrer Gewerkschaft aufnehmen. Arbeiten Sie in einem 

Betrieb ohne Betriebsrat, dann müssen Sie selbst innerhalb zwei Wochen die Kündi-

gungsanfechtung beim Arbeitsgericht einreichen. Kostenlosen Rechtsbeistand erhal-

ten Sie von der Arbeiterkammer sowie, wenn Sie Mitglied sind, von Ihrer Gewerk-

schaft. 

Besonderer Kündigungsschutz 

Unter besonderem Schutz stehen folgende Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen:  

 werdende Mütter sowie Mütter und Väter, die einen Karenzurlaub oder eine 

Teilzeitbeschäftigung aus Anlass der Geburt in Anspruch nehmen (Elternteil-

zeit) 

 Betriebsräte oder diesen gleichgestellte Personen 

 Präsenz- und Zivildienstpflichtige sowie Frauen im Ausbildungsdienst 

 Begünstigte Behinderte und Opferbefürsorgte 

 Hausbesorger (nach dem Hausbesorgergesetz) 

Entlassung/einvernehmliche Auflösung des Arbeitsverhältnisses 

Grundsätzlich kann Ihr Arbeitsverhältnis auch durch eine Entlassung oder eine ein-

vernehmliche Auflösung gelöst werden. Eine Entlassung ist die fristlose Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber aus einem wichtigen Grund. Wichtige 

Gründe können beispielsweise bei Angestellten beharrliche Arbeitsverweigerung o-

der unbegründetes Wegbleiben vom Arbeitsplatz sein, bei Arbeitern/Arbeiterinnen 

stellen Diebstahl oder andere strafbare Handlungen Entlassungsgründe dar. Die Ent-

lassung beendet das Arbeitsverhältnis mit sofortiger Wirkung. Lassen Sie in jedem 

Fall durch Arbeiterkammer oder Gewerkschaft prüfen, ob die Entlassung gerechtfer-

tigt ist oder nicht. Gibt es keinen Entlassungsgrund, ist die Entlassung unberechtigt 

erfolgt. 

Bei einer einvernehmlichen Auflösung einigen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

oder Arbeitnehmerin darauf, das Dienstverhältnis zu einem bestimmten Zeitpunkt zu 

beenden. Es müssen weder Fristen noch Termine eingehalten werden. 

 

Weitere Informationen zum Kündigungsschutz finden Sie unter:   

https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/arbeitundbehinderung/Kuendi

gungsschutz.html 

Abfertigung 

Für neubegründete Dienstverhältnisse besteht Anspruch auf die Abfertigung Neu 

bereits ab dem zweiten Monat des Arbeitsverhältnisses. Der Abfertigungsanspruch 

https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/arbeitundbehinderung/Kuendigungsschutz.html
https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/arbeitundbehinderung/Kuendigungsschutz.html
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kann bei der Abfertigung Neu auch in einen anderen Betrieb mitgenommen werden. 

Er besteht grundsätzlich bei jeder Beendigung des Arbeitsverhältnisses – also auch 

bei Selbstkündigung - und richtet sich an die betriebliche Vorsorgekasse. Hier wird 

für jeden Arbeitnehmer/jede Arbeitnehmerin ein individuelles Kapitalkonto geführt, auf 

dem die Beiträge der Arbeitgeber (monatlich 1,53% des Bruttoentgelts) veranlagt 

werden. Im Falle einer Kündigung durch den Arbeitgeber kann sich der Arbeitneh-

mer/die Arbeitnehmerin, mindestens 3 Beitragsjahre vorausgesetzt, das Guthaben 

auszahlen lassen. Er/sie kann den Betrag jedoch auch auf seinem Konto lassen, auf 

die Mitarbeitervorsorgekasse eines neuen Arbeitgebers übertragen oder damit zu-

sätzliche Rentenansprüche erwerben. Dieses Wahlrecht muss er innerhalb von 6 

Monaten nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ausüben. 

Weitere Informationen: 

http://www.arbeiterkammer.at/arbeitsrecht/abfertigung.htm 

Dienstzeugnis 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin bei Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses auf Verlangen ein schriftliches Dienstzeugnis auszu-

stellen. Dieses hat allgemeine Angaben zur Person des Arbeitnehmers/der Arbeit-

nehmerin, die genaue Bezeichnung des Arbeitgebers, die Dauer des Arbeitsverhält-

nisses sowie die Art und die Darstellung der Tätigkeit zu enthalten. Nachteiliges darf 

darin nicht stehen. Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen haben jedoch keinen Anspruch 

auf ein qualifiziertes Zeugnis, das Angaben über die Qualität der Leistungen enthält. 

Für freie Dienstnehmer/Dienstnehmerinnen gibt es derzeit keinen Rechtsanspruch 

auf ein Dienstzeugnis. Weitere Informationen zum Dienstzeugnis erhalten Sie un-

ter: www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/beendigung/Dienstzeugnis.html. 

Arbeitsschutzvorschriften 

Arbeitsschutz wird in Österreich als Arbeitnehmer-/Arbeitnehmerinnenschutz ver-

standen. Grundlegendes Ziel des modernen Arbeitsschutzes ist die „Prävention“, also 

vorher Maßnahmen zu setzen, die die Eintritts-Wahrscheinlichkeit eines Unfalles mi-

nimieren. In diesem Sinne verpflichtet § 3 des Arbeitnehmer-

/Arbeitnehmerinnenschutzgesetzes (ASchG) den Arbeitgeber, in Bezug auf alle As-

pekte, die die Tätigkeit der Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen betreffen, für deren Si-

cherheit und Gesundheitsschutz zu sorgen. 

Vorschriften zum Schutz von arbeitenden Menschen regeln z.B.: 

 den Einsatz gefährlicher Maschinen und Werkzeuge,  

 den Umgang mit gefährlichen Arbeitsstoffen wie z.B. giftigen oder entzündli-

chen Chemikalien,  

 die Belastungen durch Arbeitsvorgänge und andere Einwirkungen wie z.B. 

Lärm,  

 die Einrichtungen zur Gefahrenverhütung,  

 die Unterweisung und Untersuchungen,  

http://www.arbeiterkammer.at/arbeitsrecht/abfertigung.htm
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 die Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsräumen und sanitären Anlagen,  

 die Arbeitsbedingungen von Jugendlichen und Schwangeren sowie 

 Arbeitszeit und Arbeitsruhe.  

Weitere Informationen zum Arbeitnehmer-/Arbeitnehmerinnenschutzgesetz er-

halten Sie unter:   

http://www.jusline.at/ArbeitnehmerInnenschutzgesetz_(ASchG)_Langversion.html  

 

Die Arbeitsinspektion ist die größte gesetzlich beauftragte Organisation zur Be-

kämpfung von Defiziten im Sicherheits- und Gesundheitsschutz bei der Arbeit in Ös-

terreich. Sie trägt zur Vermeidung von Unfällen und arbeitsbedingten Gesundheitsge-

fahren, zur Weiterentwicklung der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes 

sowie zur gesellschaftlichen Akzeptanz des Arbeitnehmer-/ Arbeitnehmerinnenschut-

zes bei. Weitere Informationen unter: http://www.arbeitsinspektion.gv.at/inspektorat/ 

Gewerkschaften 

Die 7 österreichischen Einzelgewerkschaften sind im Österreichischen Gewerk-

schaftsbund (ÖGB) als Dachverband zusammengeschlossen. Der Österreichische 

Gewerkschaftsbund ist eine überparteiliche Interessenvertretung unselbstständiger 

Erwerbstätiger mit rund 1,2 Millionen Mitgliedern. Der ÖGB und seine Einzelgewerk-

schaften vertreten die wirtschaftlichen, politischen, sozialen und kulturellen Interes-

sen aller Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen durch Initiativen für Generalkollektivver-

träge und rechtliche Regelungen sowie Stellungnahmen zur Sozialpolitik und arbeit-

nehmerrelevanten Gesetzesentwürfen. Weiters bietet die Organisation den Mitglie-

dern Betreuung in Fragen des Arbeitslebens. Gewerkschaften verhandeln im Rah-

men der Sozialpartnerschaft beispielsweise Kollektivverträge für diverse Branchen. 

Als Kollektivvertrag (KV) bezeichnet man eine Vereinbarung, die jährlich mit den Ar-

beitgebern ausverhandelt wird. Ein Kollektivvertrag schafft grundsätzlich gleiche Min-

deststandards bei Entlohnung („Mindestlöhne“) und Arbeitsbedingungen für alle Ar-

beitnehmer/Arbeitnehmerinnen dieser Branche. Welche Gewerkschaft für Sie zu-

ständig ist, erfahren Sie in Ihrer ÖGB-Landesgeschäftsstelle. Die Mitgliedschaft in 

einer Gewerkschaft ist freiwillig. Um Mitglied in der für Sie zuständigen Gewerkschaft 

zu werden, müssen Sie einen Antrag stellen. Die Beitragszahlung erfolgt entweder 

über Einzugsermächtigung bei vereinbarter Fälligkeit zu Lasten Ihres Kontos oder 

über den Betriebsabzug. Im Falle eines Betriebsabzugs wird der Gewerkschaftsbei-

trag durch den Arbeitgeber von Ihrem Gehalt, Ihrer Lehrlingsentschädigung abgezo-

gen. Weitere Informationen zu den Einzelgewerkschaften finden sich unter 

www.oegb.at (Gewerkschaften).  

Kammern für Arbeiter/Arbeiterinnen und Angestellte 

Die Kammern für Arbeiter und Angestellte, auch Arbeiterkammer (AK) genannt, ver-

treten in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften die sozialen, wirtschaftlichen, 

beruflichen und kulturellen Interessen der Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen in Öster-

http://www.jusline.at/ArbeitnehmerInnenschutzgesetz_(ASchG)_Langversion.html
http://www.arbeitsinspektion.gv.at/inspektorat/
http://www.oegb.at/
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reich. Sie bieten Informationen aus der Arbeitswelt und zum Konsumentenschutz, 

beraten individuell in Fragen des Arbeitsrechts und leisten Rechtsbeistand vor dem 

Arbeits- und Sozialgericht. Sie organisieren Bildungsveranstaltungen, nehmen Stel-

lung zu Gesetzesentwürfen und vertreten die Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen in 

nationalen und internationalen Gremien. Es besteht eine gesetzliche Pflichtmitglied-

schaft für alle Arbeitnehmer/ Arbeitnehmerinnen mit Ausnahme von leitenden Ange-

stellten und Beamten. Die Kammerumlage beträgt 0,5% des Bruttoverdiensts maxi-

mal jedoch bis zur Höchstbemessungsgrundlage in der Sozialversicherung und wird 

vom Arbeitgeber zusammen mit den Sozialversicherungsbeiträgen abgeführt. 

Weitere Informationen unter: www.arbeiterkammer.at  

Arbeitnehmer-/Arbeitnehmerinnenvertretung im Betrieb 

Es ist gesetzlich festgelegt, dass in Betrieben mit mindestens 5 stimmberechtigten 

Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen eine Arbeitnehmervertretung gewählt werden darf. 

Es gibt Arbeiter- und Angestelltenbetriebsräte und im öffentlichen Dienst Personal-

vertreter. Ausgenommen sind Betriebe der Land- und Forstwirtschaft sowie private 

Haushalte.  

Der Betriebsrat 

 verhandelt Betriebsvereinbarungen, 

 sorgt für die Einhaltung der Kollektivverträge und der Betriebsvereinbarungen, 

 macht Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Sicher-

heit, 

 hat ein Mitspracherecht bei der Gestaltung der Arbeitsplätze, 

 hat das Recht auf Mitsprache bei Personal- und Wirtschaftsangelegenheiten, 

 hat das Recht, zu Kündigungen und Entlassungen Stellung zu nehmen und 

diese bei Gericht anzufechten, 

 kann unter bestimmten Voraussetzungen Versetzungen verhindern und 

 muss über alle die Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen betreffenden Angele-

genheiten informiert werden.  

 

Ausländische Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen sind ihren österreichischen Kolle-

gen/Kolleginnen hinsichtlich des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Betriebs-

ratswahlen gleichgestellt. Weitere Informationen finden sich auch unter 

www.betriebsraete.at  

Aus- und Weiterbildung 

Berufsausbildungen können in Österreich entweder in Form einer Lehre oder in Form 

einer schulischen Ausbildung (in berufsbildenden mittleren oder höheren Schulen 

mit praxisorientiertem Unterricht) absolviert werden. In Österreich wird in mehr als 

200 Lehrberufen ausgebildet. Jugendliche, die eine Lehre absolvieren, erlernen ihren 

Beruf in einem Unternehmen und besuchen gleichzeitig die Berufsschule (duales 

http://www.arbeiterkammer.at/
http://www.betriebsraete.at/
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Ausbildungssystem). Eine Lehre dauert je nach Lehrberuf zwischen 2 und 4 Jahren 

und endet mit der Lehrabschlussprüfung. Näheres zu den Lehrberufen siehe: 

http://www.bmwfw.gv.at/Berufsausbildung/LehrlingsUndBerufsausbildung/Seiten/defa

ult.aspx. Zu Beginn der Lehre muss ein Lehrvertrag unterschrieben werden. Er wird 

zwischen dem Jugendlichen (Lehrling) und dem Lehrberechtigten schriftlich abge-

schlossen und regelt unter anderem die Dauer der Lehrzeit. Bei Minderjährigen muss 

auch der gesetzliche Vertreter/die gesetzliche Vertreterin unterschreiben. Mit der 

Einführung der Ausbildungsgarantie für Jugendliche bis 18 Jahre wurde die Möglich-

keit geschaffen, die Lehrausbildung in Form der Überbetrieblichen Lehrausbildung 

(ÜBA) bei speziellen Ausbildungseinrichtungen zu absolvieren, wenn keine betriebli-

che Lehrstelle gefunden wird. Auslandsaufenthalte von Lehrlingen werden vom Ver-

ein IFA (Internationaler Fachkräfteaustausch) koordiniert und organisiert. Als Anlauf-

stelle für Information und Beratung von Jugendlichen, Betrieben und Bildungseinrich-

tungen organisiert IFA Auslandspraktika, beantragt und vergibt die dafür notwendigen 

Fördermittel und stellt die Anerkennung der im Ausland erworbenen Kompetenzen 

sicher. Näheres unter http://www.ifa.or.at/index.php?id=1. 

 

Im Bereich der beruflichen Weiterbildung gibt es in Österreich zahlreiche Anbieter, 

z.B.: 

 Staatlich anerkannte und öffentlich geförderte Einrichtungen 

 Weiterbildungsinstitutionen, die von den Sozialpartnern betrieben werden 

 Privat und kommerziell betriebene Weiterbildungsinstitute 

 

Die Weiterbildungs-Datenbank des AMS bietet einen Überblick über die Kursange-

bote von Bildungsträgern und speziell über die vom AMS bereit gestellten Weiterbil-

dungsmöglichkeiten (http://wbdb.ams.or.at/wb/index.htm ). Daneben gibt es Broschü-

ren über Weiterbildungsmöglichkeiten in einzelnen Berufsbereichen 

(http://www.ams.at/berufsinfo-weiterbildung/berufsinfo-broschueren). 

 

Da lebensbegleitendes Lernen zunehmend an Bedeutung gewinnt, wurde eine Reihe 

von Fördermöglichkeiten eingeführt: 

 Qualifizierungsförderung für Beschäftigte (AMS) 

Das Arbeitsmarktservice (AMS) fördert mit dieser Beihilfe die Kosten der Qualifizie-

rungsmaßnahmen von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen. Folgende Personen sind 

förderbar: Männer und Frauen unter 45 Jahren mit höchstens Pflichtschulabschluss, 

Frauen unter 45 Jahren mit höchstens einer abgeschlossenen Lehrausbildung oder 

Abschluss einer berufsbildender mittleren Schule, sowie Männer und Frauen ab 45 

Jahren unabhängig von der Ausbildung. Nähere Informationen zur Qualifizierungs-

förderung des Arbeitsmarktservice unter http://www.ams.at/_docs/400_Infoblatt.pdf   

 Höherqualifizierung von Beschäftigten in Gesundheits- und Sozialberu-

fen sowie Kindergartenpädagogik 

http://www.bmwfw.gv.at/Berufsausbildung/LehrlingsUndBerufsausbildung/Seiten/default.aspx
http://www.bmwfw.gv.at/Berufsausbildung/LehrlingsUndBerufsausbildung/Seiten/default.aspx
http://www.ifa.or.at/index.php?id=1
http://wbdb.ams.or.at/wb/index.htm
http://www.ams.at/berufsinfo-weiterbildung/berufsinfo-broschueren
http://www.ams.at/_docs/400_Infoblatt.pdf
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Das Arbeitsmarktservice (AMS) fördert mit dieser Beihilfe alle Arbeitgeber (ausge-

nommen sind der Bund, die Länder, die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie 

sonstige juristische Personen öffentlichen Rechts). Förderbar sind alle vollversicher-

ten oder karenzierten Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen, die an bestimmten Ausbil-

dungen im Gesundheits-, Sozialbereich oder der Kindergartenpädagogik teilnehmen. 

Weitere Informationen finden Sie unter:  

http://www.ams.at/noe/service-unternehmen/foerderungen/hoeherqualifizierung-von-

beschaeftigten-gesundheits-sozialberufen-sowie-kindergartenpaedagogik 

 Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung 

(https://www.bmbf.gv.at/schulen/bw/bm/index.html) 

 Studium/Studienberechtigungsprüfung: Selbsterhalterstipendium 

(www.stipendium.at/studienfoerderung) 

 

Daneben werden in den einzelnen Bundesländern spezielle Weiterbildungsmöglich-

keiten von Ländern, Gemeinden und Kammern angeboten. Details unter  

http://www.kursfoerderung.at/index.php?id=2 

 

 

Das sollten Grenzgänger und Grenzgängerinnen 

wissen 

Welches Arbeitsrecht gilt für mich? 

Für Sie als tschechischer Arbeitnehmer oder tschechische Arbeitnehmerin gilt das 

Arbeitsrecht des Staates, in dem Sie arbeiten, d.h. das österreichische Arbeitsrecht. 

Sie haben dieselben Rechte und Pflichten im Betrieb wie österreichische Arbeitneh-

mer und Arbeitnehmerinnen und dürfen diesen gegenüber nicht benachteiligt werden. 

Wenn es sich um ein ausländisches Unternehmen mit Firmensitz in Österreich han-

delt, gilt dann ausländisches Recht, wenn sich aus der Gesamtheit der Umstände 

aufgrund eines Arbeitsvertrages oder des Arbeitsverhältnisses eine engere Verbin-

dung zu diesem ausländischen Staat ergibt. Bei einer gewöhnlichen Beschäftigung 

eines Arbeitnehmers oder einer Arbeitnehmerin in Österreich bleibt in diesem Fall 

allerdings der sogenannte Entgeltschutz bestehen, das heißt der Arbeitnehmer oder 

die Arbeitnehmerin hat Anspruch auf kollektivvertragliches Entgelt nach österreichi-

schem Recht.  

Im Spezialfall der Entsendung nach Österreich besteht für den entsendeten Arbeit-

nehmer und die entsendete Arbeitnehmerin Entgeltschutz nach österreichischem 

Recht; der Urlaubsanspruch ist nach dem österreichischen Urlaubsgesetz zu bemes-

sen, aber nur dann, wenn es sich um eine Erhöhung des Urlaubsanspruches im Ver-

gleich zum entsendenden Staat handelt. Außerdem sind die kollektivvertraglichen 

Arbeitszeitregelungen in Österreich zu beachten.  

 

http://www.ams.at/noe/service-unternehmen/foerderungen/hoeherqualifizierung-von-beschaeftigten-gesundheits-sozialberufen-sowie-kindergartenpaedagogik
http://www.ams.at/noe/service-unternehmen/foerderungen/hoeherqualifizierung-von-beschaeftigten-gesundheits-sozialberufen-sowie-kindergartenpaedagogik
https://www.bmbf.gv.at/schulen/bw/bm/index.html
http://www.stipendium.at/studienfoerderung
http://www.kursfoerderung.at/index.php?id=2
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Arbeitsvertrag und Dienstzettel 

Da Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen keinen Anspruch auf Ausstellung eines schriftli-

chen Arbeitsvertrages haben, ist das Recht auf Ausstellung eines Dienstzettels be-

sonders wichtig. Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer haben einen zivilrechtlichen An-

spruch auf Übermittlung einer schriftlichen Darstellung der monatlich zustehenden 

Bezüge (Lohnzettel). Der Mindestinhalt eines Dienstzettels ist gesetzlich vorge-

schrieben. 

EURES – das europäische Portal zur beruflichen Mobilität 

EURES (European Employment Services) ist ein Kooperationsnetz der öffentlichen 

Arbeitsverwaltungen, das die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

in den 28 Ländern der EU sowie in der Schweiz, Island, Liechtenstein und Norwegen 

erleichtern soll. Auch das AMS Österreich bietet somit Unternehmen und Arbeitsu-

chenden zusätzliche Dienstleistungen im Bereich der europäischen Job- Vermittlung. 

Den Einstieg zu EURES über das AMS finden Sie hier. Einen EURES-Berater, eine 

EURES-Beraterin in Ihrer Region finden Sie hier.  

 

Information und Beratung 

An wen kann ich mich bei Fragen zum Arbeitsrecht in Österreich wenden? 

Auskünfte erteilen die Gewerkschaften des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
(ÖGB) und die Arbeiterkammern (AK). 
 
ÖGB Landesorganisation Niederösterreich 

Windmühlgasse 28 
A - 1060 Wien 
Tel.: +43 (0)1 586 21 54 
Fax: +43 (0)1 534 44-104400 
E-Mail: niederoesterreich@oegb.at 

 
ÖGB Regionalsekretariat Gmünd 

Weitraerstraße 19  
A - 3950 Gmünd 
Tel.: +43 (0) 2852 – 52412 
Fax: +43 (0) 1 53444 104 440 
E-Mail: gmuend@oegb.at 
 

ÖGB Regionalsekretariat Waidhofen / Thaya 
Thaya Straße 5  
A - 3830 Waidhofen / Thaya 
Tel: +43 (0) 2842 52438 
Fax: +43 (0) 1 53444 104 470 
E-Mail: gmuend@oegb.at 
 

i 

http://www.ams.at/service-arbeitsuchende/arbeitsuche/europaweite-vermittlung
http://ec.europa.eu/eures/main.jsp?acro=eures&lang=de&catId=3&parentCategory=3
mailto:niederoesterreich@oegb.at
mailto:gmuend@oegb.at
mailto:gmuend@oegb.at
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ÖGB Regionalsekretariat Gänserndorf  
Wiener Straße 7a  
A - 2230 Gänserndorf 
Tel.: +43 (0) 2282 2286 
Fax: +43 (0)1 53444 104 430 
E-Mail: weinviertel.ost@oegb.at 

 
ÖGB Regionalsekretariat Hollabrunn  

Brunnthalgasse 30  
A - 2020 Hollabrunn 
Mobil: +43 (0) 664 614 50 72 
E-Mail: weinviertel.west@oegb.at 

 
ÖGB Regionalsekretariat Horn  

Spitalgasse 25  
A - 3580 Horn 
Tel.: +43 (0) 2982 2458 
Fax: +43 (0) 1 - 53444 104 471 
E-Mail: horn@oegb.at 

 
ÖGB Regionalsekretariat Korneuburg  

Gärtnergasse 1  
A - 2100 Korneuburg 
Mobil: +43 (0)664 614 50 72 
E-Mail: weinviertel.west@oegb.at 

 
ÖGB Regionalsekretariat Mistelbach  

J. Dunkl Straße 2  
A - 2130 Mistelbach 
Tel.: +43 (0) 2572 2772 
Fax: +43 (0) 1 53444 104 431 
E-Mail: weinviertel.ost@oegb.at  

 
ÖGB Regionalsekretariat Zwettl  

Gerungser Straße 31  
A - 3910 Zwettl 
Mobil: +43 (0) 664 614 50 66 
E-Mail: horn@oegb.at 

 
AK Oberösterreich 

Volksgartenstr. 40 
A – 4020 Linz 
Tel: +43 (0) 50 6906-0 
Fax: +43 (0) 50 6906-2860 
E-Mail: info@akooe.at 

 
AK Niederösterreich 

Windmühlgasse 28  

mailto:weinviertel.ost@oegb.at
mailto:weinviertel.west@oegb.at
mailto:horn@oegb.at
mailto:weinviertel.west@oegb.at
mailto:weinviertel.ost@oegb.at
mailto:info@akooe.at
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A - 1060 Wien  
Tel: +43 5 7171-0 

            E-Mail: mailbox@aknoe.at   
 
AK Bezirksstelle Gänserndorf 

Wiener Straße 7a 
A - 2230 Gänserndorf 
Tel.: +43 (0) 5 7171 5350 
Fax: +43 (0) 5 7171 5377 
E-Mail: gaenserndorf@aknoe.at 

 
AK Bezirksstelle Gmünd 

Weitraer Straße 19 
A - 3950 Gmünd 
Tel.: +43 (0) 5 7171 5450 
Fax: +43 (0) 5 7171 5477 
E-Mail: gmuend@aknoe.at 
 

AK Bezirksstelle Hollabrunn 
Brunnthalgasse 30 
A - 2020 Hollabrunn 
Tel: +43 (0) 5 7171 5750 
Fax: +43 (0) 5 7171 5777 
E-Mail: hollabrunn@aknoe.at 
 

AK Bezirksstelle Horn 
Spitalgasse 25 
A - 3580 Horn 
Tel.: +43 (0) 5 7171 5850 
Fax: +43 (0) 5 7171 5877 
E-Mail: horn@aknoe.at 
 

AK Bezirksstelle Korneuburg 
Gärtnergasse 1  
A - 2100 Korneuburg 
Tel: +43 (0) 5 7171 5950 
Fax: +43 (0) 5 7171 5977 
E-Mail: korneuburg@aknoe.at 

 
AK Bezirksstelle Krems 

Wiener Straße 24  
A - 3500 Krems 
Tel.: +43 (0) 5 7171 6050 
Fax: +43 (0) 5 7171 6077 
E-Mail: krems@aknoe.at 
 

 
 

mailto:mailbox@aknoe.at
mailto:hollabrunn@aknoe.at
mailto:korneuburg@aknoe.at
mailto:krems@aknoe.at
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Wegweiser für  

Grenzgänger/Grenzgängerinnen  

aus Tschechien 

 

A2 Arbeitsrecht 

AK Bezirksstelle Melk 
Hummelstraße 1 
A - 3390 Melk 
Tel.: +43 (0) 5 7171 6250 
Fax: +43 (0) 5 7171 6277 
E-Mail: melk@aknoe.at 
 

AK Bezirksstelle Mistelbach 
Josef-Dunkl-Straße 2 
A - 2130 Mistelbach 
Tel: +43 (0) 5 7171 6350 
Fax: +43 (0) 5 7171 6377 
E-Mail: mistelbach@aknoe.at 

 
AK Bezirksstelle Waidhofen/Thaya 

Thayastraße 5  
A - 3830 Waidhofen/Thaya 
Tel.: +43 (0) 5 7171 7350 
Fax: +43 (0) 5 7171 7377 
E-Mail: waidhofen@aknoe.at 

 
AK Bezirksstelle Zwettl 

Gerungser Straße 31 
A - 3910 Zwettl 
Tel.: +43 (0) 5 7171 7550 
Fax: +43 (0) 5 7171 7577 
E-Mail: zwettl@aknoe.at 

 

Auf den Online-Seiten der Arbeiterkammer (www.arbeiterkammer.at) und des Ge-

werkschaftsbundes (www.oegb.at) finden Sie ausführliche Informationen zu vielen 

Gebieten des Arbeits- und Sozialrechts. Die Rechtsberatungen geben gerne telefo-

nisch und persönlich Auskunft.  

EURES-Beratungsstellen 

Berater und Beraterinnen von EURES informieren und beraten Sie bei grenzüber-

schreitenden Fragen bezüglich Arbeitsmarkt, Lebens- und Arbeitsbedingungen. Auf 

der Website von EURES können Sie auch regionale Ansprechpersonen suchen.  

 

mailto:mistelbach@aknoe.at
http://www.arbeiterkammer.at/
http://www.oegb.at/
http://ec.europa.eu/eures/main.jsp?acro=eures&lang=de&catId=3&parentCategory=3

